
38 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Ausgedruckt am 16. U. 1994 

Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Mongolei über die bilateralen 
Außenwirtschaftsbeziehungen 

Die Republik Österreich und die Mongolei, im folgenden "Vertragsparteien" genannt, sind 
- vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstär­

ken, 
- im Bestreben, den Handel und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wis­

senschaftliche Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des gegensei­
tigen Vorteils zu fördern, 

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen eine günstige Voraussetzung und geeig­
nete Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft, 

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
- im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikell 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
ihre bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell­
schaften und Institutionen, im folgenden "Unternehmen" genannt, beider Staaten erleichtern und för­
dern. 

Artikel 2 

(1) Die Republik Österreich und die Mongolei behandeln einander nach dem Grundsatz der 
Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für 
solche Zölle und sonstige Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben wer­
den. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf 
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewäh­
ren wird: 

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs, 
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels 

angehören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird, 
c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei 

nicht teilnimmt. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften den Außenhandel und die wirtschaftliche, industrielle, technisch-wissen­
schaftliche Zusammenarbeit fördern. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein daß insbesondere in folgenden Bereichen gute Koope­
rationsmöglichkeiten gegeben sind: 

- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktinvestitionen in allen Wirtschaftsberei­
chen, 

- Förderung von Technologietransfer und Know-how einschließlich angewandter Forschung, 
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2 38 der Beilagen 

- Land- und Forstwirtschaft, 
- Leder- und Pelzbe- und -verarbeitung, 
- Agro- und Lebensmittelindustrie, Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte, 
- Textilindustrie 
- Leichtindustrie, 
- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, 
- Wohn-, Spitals- und Kommunalbauten, 
- Produktion von Baumaterialien, 
- pharmazeutische, medizinische und chemische Industrie einschließlich Pflanzenschutz, 
- Bergbau und Energie; 

Aufsuchung, Gewinnung, Be- und Verarbeitung, Vermarktung einschließlich Zusammenarbeit 
auf Drittmärkten, 

- Energie; 
Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerks- und Hochspannungsleitungsnetzes, 

- Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz, 
- finanzielle und industrielle Dienstleistungen, 
- Berufsausbildung und Managementschulung, 
- Organisation und Durchführung von Messen, Ausstellungen, Seminaren; 

Austausch von Wirtschaftsmissionen und Experten. 

(3) In allen Bereichen der Zusammenarbeit sollen die Projekte grundsätzlich nach den höchsten 
Standards der Umwelttechnologien verwirklicht werden. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich 
vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit 
in folgenden Bereichen widmen: 

- Energie, 
- Bauwesen einschließlich Straßenbau, 
- Recycling und Abfallverwertung, 
- Eisenbahn, 
- Luftfahrt, 
- Schiffahrt, 
- Telekommunikation, 
- Wasserwirtschaft. 

ArtikelS 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann. 

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp­
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen 
Reisen, Rom 1963, und der "Tourismus-Charta und Touristencode", Sofia 1985, werden beide Ver­
tragsparteien den Tourismus fördern. 

(2) Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit 
bei Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsät­
zen des Umweltschutzes und des qualitativen Tourismus erfolgen. 

Artikel 6 

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Mongolei erfolgt in Übereinstim­
mung mit den in jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft stehenden Rechtsvorschriften in frei konver­
tierbarer Währung. 

Artikel 7 

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissen­
schaftliche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller Grundlage durch­
geführt. 

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen. 

(3) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen 
beider Vertragsparteien zur Erhöhung des Warenaustausches und zur Erweiterung der Warenvielfalt 
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in jeder beliebigen Form, wie beispielsweise Barter- und Countertrading, Handel entsprechend den 
internationalen Handelsgebräuchen treiben. 

Artikel 8 

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den 
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen einge­
führt wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren 
eine schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht. 

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1 
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, 
um eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen. 

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Kon­
sultationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschrän­
ken, wie dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertrags­
partei steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde, können 
vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall setzt jene Ver­
tragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertragspartei davon unverzüg­
lich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen. 

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß­
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftli­
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen. 

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften und auf Grund der vertragli­
chen Vereinbarungen zwischen den Unternehmen fördern die Vertragsparteien 

a) die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusammenhang mit Handels- und 
Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direkt­
investitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte, 

b) die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handels­
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts 
eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. 

Artikelll 

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider 
Staaten übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer Änderung des vorlie­
genden Abkommens unberührt. 

Artikel U 

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, welche auf 
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder in die Mongolei einbe­
rufen wird. 

(2) Zu den Aufgaben dieser Gemischten Kommission gehören insbesondere: 
a) Prüfung der Entwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen, 
b) Aufzeigen neuer Möglichkeiten zur Förderung und zukünftigen wirtschaftlichen Zusammenar­

beit, 
c) Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen, indu­

striellen, technischen und technisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Unter­
nehmen beider Staaten, 

d) Unterbreitung von Empfehlungen zur Anwendung dieses Abkommens. 
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Artikel 13 

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) 
oder einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen inso­
fern nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist. 

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen 
des vorliegenden Abkommens feststellen. 

Artikel 14 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von zwei Jahren abgeschlossen und verlängert sich 
jeweils um ein we.iteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der 
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird. 

(2) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den 
Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß ihre jeweiligen innerstaatli­
chen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(3) Mit Inkrafttreten des vorliegenden Abkommens verliert das "Abkommen zwischen der Öster­
reichischen Bundesregierung und der Regierung der Mongolischen Volksrepublik über den Waren aus­
tausch und den Zahlungsverkehr" vom 15. Juli 1963 seine Wirksamkeit. 

Geschehen zu Wien, am 15. Dezember 1992, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und mongo­
lischer Sprache, wobei beide Urschriften in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

WoHgang Schüssel 

Für die Mongolei: 

Tsegmedin Tsogt 
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XOEP TAJillH 3.IUtflH 3ACrmH rA,UAA.1l XAPliJIUAAlill 

TYXAl1 ABCTPV1 YJIC, MOlITOJI YJIC XOOPOH,IU:ffi 

X3JI3JIll33P 

ABCTPll YJIC, IAoHroJI YJIC Hb / uaalIlH,1I; " X3JI3JIU3H TOJrnporlJ 

TawJY,I( " r3][ H3p.7I8X /, 

Xoep TaJIblli 8,I(llMH 3acrI~ ra.rcaa.rc xapllJIuaar 68~BYYJI3X 

XYCJI88 HJI8px.IDiJI3H, 

xy ,I(a.JI.Uaa-3,I(ID!H 3acar, YHJI,I(B8P, T8XHIIK, Ulllli1KJI8X yxaaH­

T8XHHKID1H XaMTHR cThtllJIJIaraar 3pX T8nn, xapUJmaH allilIrTaH 6afIX 

3aplThUlH YH,I(C8H ,I(33p XSr.>KYYJI3X3,n TYC ,nSXSM Y3YYJI3xIDfr 8PM3JI33H, 

8H3XYY X3JI8JIU83P Hb Xoep TaJIHH 3~Mfm 3aCrßMH 1'~aa~ 

xaprumaar uaalIlH,1I; XS1'JKYYJI3X3~ TaaTaM. HS XUSJI 6yp,nYYID x YB,IJ,3 C 

GOJIHO 1'3,$ 1'T HTr3H, 

3ax 383JIIDIH 3~mtH 3aC1'ID1H YH,IJ;C3H 3ap'tJHM,n: TYJIryyp.rraH, 

Xoep YJICa.n XY'tJ.illi TSrSJT..,n;sp MSP,I(SiK 6yi1 XYYJIb TorTooIvlmiliH 

Xyp33H.Il, 

,il;apaaXb 3YMl1Jir X8JI3JIU3H ToxnpOB: 

H81'~yr38p 3Y1IJI 

X3J13JIU8H TOXUp01'll Ta.rryy,I( SSpC,I1)1iiH 0P0H,U M3P~SR 6yn X:YYJIJ:, 
To1'TooMJiOO1H Xyp33H,IJ; Xoep OpHl:l YiÜI,I:(:B3P, 6atirYYJIJIara, HIDIr3MJI3r, 

KOMrraHH / uaauul,I!; "6aürYYJIJIara" r3JK H3p.rr3x,/-m~H XOOPOH,IJ; HBYY­

JIax Xoep TaJIhlH 8~Iß.iH 3aC1'IDlH ra,uaa,I( xapl1JIuaar XSXYYJI3H ,I(3MJKHJl\ 

XS1'Ji\YYJlH8 . 

Xoäp~yraap 3YitJI 

I. ABCTPH YJIC, i'iioHrO.1I YJIC Hb 6apaar XJtIJI83P 0pYYJ[ax, rap...,... 

raxTa~ xOJI601'~JIaH Hor~YYMa1' raaJUI1rn Ta TBap COJIOH aJIlffiaa 

xypaaM.'IK, TYYH'tJJI3H 3,I(r38P TaTBap xypam:l.runh' TOOUOX aprh!H xyBb~ 

0118 ÖU8,n83 H3H TaaJIaM1KTaH HSXUS;l M1'OHO. 

2. X3IDJIU3H TOXJ~Orll TaJIYY.rc aJIb H8r X3JI3JIU8H TOXHporlJ 

T8JIaac 

a/ XRK XY,ICaJI.rcaar XSHrSBqrrSX 30PMJIrOOP xsprn opHyy.rca.rc, 

5 
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0/ 0.n00 Oai~raa OOJIOH XOEllilI,rr. OatII'YYJIaI'.rr.ax raaJIm1:H XOJIOOO 

OOJiOH Xy.rr.an:.naaHll 1J:SJISST, XSHrSJISJITTSH OYCS.rr. XBMT op.rr.or OPHYY.n;cm, 

B/ XSJ.iBJIUSH TOXHpOr'l Berss Ta.JI op.rr.orryü OJIOH TaJlhlli r3pss, 

X8JI3JIUSSpm'1H Xyp3SH.JJ. rypaB.TI;aX OPHYY.na.rr. OJfI'OR Oy11: 3CB3.JI X01:lliM,I( 

OJIrOX XSHrSJISJIT, .n;aBYYTaü HSXUGJIIE·lr HSH TaarraMJlI.'"Tatl H8XUS.1!,I( 

xaMaapYYJia xrYtl oaExaap TOXlipOJIUOB. 

I. X3JlSJIU3H TOXIlPOP1f TaJIYYJi. eapC.IT.1M H c50..;rOIV1Kl1ÜH OOJIOH sspm'lHi 

0P0H)J; XY1fJffi TSrSJI.JJ.Sp MSP.rr.SJ.t oyü l..'Y'JJIb TorToor.J1IKHv"H XypS3H.rr. s.rr.mlH. 

38car, Y}~.rr.BSPJI3JI, TeXH~, 11111HWI3X yxaclH-TexHI1Klli1H xaMT'clH alK.lU,[­

Jraraar XSXYYJIDH ,n3M7.UlliS. 

2. X3J18J1USH TOJGlpOr1f TaJryy,n mIaHrYHa .napaax CaJIOapT xaMTIEH 

aRHJIJlaX c50JIOM.i'KTO:B: COJIOXHr ToxnpoJ.cUoB. YY!!,I!;: 

s.n;niiH 3aCBl1iili ÖYX ca.'Ic5apT rnyy.n; XspeHI'S 0pY-YJIE:.X OOJIOH 

X8MTapcaH lli.n,ll,Bsp OaürYYJlax, 

T8XHOJl0rI1, "Hoy-xay" TYYHlr-I .I(OTOP xspSrJISSHu!il: CSTJjpJIraar 

COJII1JIUOXO.rr. TYC ~SXS!\1 Y3 YYJi3X, 

aphC IllUP, YCJJ2r 3,IVr3JUllIr GOJIOBCPYYJI8X, dYT33r,U3XYYH nlJiA-' 

B3PJI3X, 

m.n;se 8;:: aX'Jl~, XYHCH1TI1 GYT38r.n;3XYYH.K!~ YÜJI.n;B3p.7182, xs.n;se 

aJK axyful 6YT33r,IlP XYYHI·iÜr OOJIOBcPYYJIaX, xa.nra.lIax, 

HSXM3JI, dec dapaaHbl Yl1J1,1l;B3pJI3J!, 

XSHr8H YtIJI.JJ.B3p..n3JI, 

0.n;00 Oai·irc18 Y'ÄJI)J.B3pYY,Il)'il-ir e.ep1.J.]ISX, llli'IH31.J.JI3X, epreTrsx, 

aBT OMa TJ:.:YYJIa X, 

0POH cyyn, 3~:m3JI8r, HI1H T!!i~H c5ffiip c5apJUC, 

6apl'lJT.J'UH ~.IlaTepkJaJI YÜJI,nB3p.rr8X, 

3Ivinf;i H Yfur.n;B 3p.7I3Jl, 3Iv1H3JII'ID!H TG XSspeMJit, Oara)i{ X3p3rC3JIlriiH 

60JIOH Xk'lMmfH, TYYHWi .n;OTOP ypraMaJI XaMraaJIax X3p3rCSJIIMH 

YibI.rr.B 3p.7l3 JI , 
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YYJI yypxaü, 8p'II'IM XY'lli~ yr,U"-.l,Il)38pJ18JI, 8p8.71 xaül'YYJI, 

OJ100P.710X, OOJIOBCpYYJIaX, 3ax 388JI,1J, l'apl'ax T8P1UI8H l'ypaB­

;n;an 3ax 388JI )];88P Xru..1Tp3H 8J;Ji)m8X, 

- 8plIIIM XY'I, IJ.axU.J1raaH CT8HIJ., SH;USP XY"tlA8J1.Hi1:H li.ryl'MI1H CHC­

T9MIl!·i r Spl'ElTl'8X, l.IIJT..H8 1I.T[3X, 

- Xyp83JJ:3H Oyil c5aill'EuIb Op"tIUH, Oa:~I'3JIH~[H YBal'aH 'IBplGn1l' 

xa ~!IT'aaJJ3 X, 

- I\13pl'8iim.J1T3H, Y;U}Ip,Il;ax Cli::.i1.lIT2E M8H8Z8Pm.':'ll' Cy1Jl'ax, 08JfTI'3X, 

- HapMal', Y38Cl'8JJ3H, C8rurnap 30XJiOH HBYYJIaX, .xy;ua.71,Il;aa -

8,TI,IU-iH 38Cl'.nfiH T8JI88JIEll'1I11,Il;, i'ii3pl'3}!ULJI1'HYY;U COJIIDIUOX, 

7 

3. XaJ\\TUH a;~nLJUlaraaHJl OYX CaJ1UapT 'IB CJIYYJ1,rri,:r 3KOJIOrni1H ;U83;U 

TYBIlliUm1 J:\.llilliiI'T ToxnpcoH T spl' YY H.vrti T8xHo.i10l'Y!op x8p8l'J.{YYJIH8. 

X8JI8JIU8H TOXnp01'lI Taj['YY,n: 8)XI·D.~H 38 C1'zi1:H .xyBb,Il, aIllBTTaü, 

8KOJI01'I1f;lH xop XOXHpO.n:rrli: ;U8;U oYTIJ.rii1' oä1'YY.nax 3aViJIIlIT'Yf,i rnaap;U­

JIaraac YY.TI;3H ;uop ,nyp.IJ:CaH CaJIc5apbIH xaMTblH a~iG1JIJIaraa1' OH:o;rOÜ 

aHXaap'll Y38X88p TOXHpOJIIJ,OB. IYH,n:: 

- 3 aM 6a pHJll'a , 

, - xo1' xaF..r):Vill1' ;naXYili anmTJlaX, OYT831';U8XYYH Yii.i1,IU38pm X, 

- T8M9p 38MHH T88B8p, 

- n1'?:.'pilli 3aMHH T83B8p, 

- YC8H T38B8P, 

- caHcpLiH XOJIOOO, 

X3JI3JIIJ,8H T.oXHp01'-q TaJIYY;U xoep TaJIbIH 8,IJ;ID1H 3acraiH ra;uaa;u 

xapßJIll;aar l'~{H31'i1MpYYJI8X8,IJ; '1KJYJFI.JJ2.JI YJI8MXt XYBb H3M3P opYYJIax 

(}OJIHO r3;tt Y33B. 
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I. X8JffiJIll;8H TOXHpOr'1 Ta.rryy;n; H8r.n;c8H YH)Jp CHHyI Eaf.ITYYJI­

JIarblH OJIOH YJICblH aHJIaJI JKJ'YJI'1.JJaJIHH Lara XY:PJIbIH 39BJI9M'!\. / PIDA. 

·1963 OH./, TYYH1L'I8H !I }l{YYJI1lJlaJIhIH XapTu 60Jl0H Jh.'YYJI1UJ;llil RO.n;9KC" 

/ CO(VI1, 1985 OH./- :miH 39BJI9M)I{}rnr YH,n8CJI8H iKYYJPUEJIbII' X9r­

Ji~YYJISXS.n s9pJ'lJiH XJ'jJlb TOrTOOM/!.ID[H XYPSSH,n TYCJlaJIuaa Y3YYJIH8. 

2. MyyxVraJIhIH CaJI6apT T9CJIYY.n; xspsrJi,YYJISX, TYYH1L'l2 H 30XIDC 

.I(S,U OYTUHi-:lr xeriWYJI8X S.n;WIH sacar, Y!I.JI,UB3p.JI8JI, 'l'8XH~ll<, IIUiliE­

JI8X yxaaH-T9XHlfKHYJI xaM.WH a}iiM.i1JIaraa Rb Xyp8SJI8H 6yi-l 0p'1HbIT' 

xarvlI'aanaX, 1KYYJI'1JIaJIhlI''1aHapHH eH.IJ:9p TYBlIll1H.IJ: 30XHOH 6aüryy JIaX 

3ap'1MbIH YH.IJ:CSH .D;S3P XSpSrJiiliHS. 

3ypraa,nyraap 3 Y11JI 

ABCTPH YJIC oa f.,:10HrOJI YJIChIH XOOPOl--lAbIH TS.JIOSP TOOUOO Hb 

YJIC TYC 6Yp.n; Mep.n;er.n;9J1{ 6yli XYYJlb TOrTOOM)?Jl1IH JffJ.FTj LI9JI9STSll 

XepBeX BaJIlOTaap Xilltr.n;SH8 • 

.n: OJI,nyr aa p 3 nlJI 

I. 3H8XYY XS.JI8JI:Q8sp:r.Jiiin Xyp88H,q HB"j"jJIaX 6apaa COJII!JIl~OO, 

3.n;IDlH sa car, Yi-i:.JI.n;B8pJISJI, T9XHlll< , ll!I111JKJl:3 X yxaaH-T8XHIL.1üU{H 

xar!lTblH aEV •. iLnaraa Hb ap1f.J!J.{8aHH S8p1Ilt,lliH YH,UC8H ,IJ;S8P HBar.I(aPB. 

2. Xoep YJIChlli 6atlrYYJIJIarYY,IUlH xooPOH.IJ;h!H .xy.n;~aaH)J, ,IJ;SJI­

xl~iH sax 388JIIDlli YlU.u=ir oapm~1TaJlHa. 

3. Xoep YJICa.n; MSp.n;SJK 6ytl XYYJIb TOrTOOl\.'l.RliHH Xyp8SH,IJ; Xs.,t13JI­

USH TOXHporlI Ta.n:yy.n;hIH YMJI,1J;BspYY.I(lillH 6apaa Spr8jITillir HSMsr.n:YYJI8X 

, T8,nI'8SPUHH HSP wpJIwir 0J1I!1Py-y.rJßx SopU.;1rOOP OYlOH YJiCblH IIpaKTHIC'l' 

xsp8rJIsrM8r oYX Tspmii H XY,I{aJI,I{aa, TYYHHH .n;OTOP 6apaa CO.mLJiI~OO 

60JIOH yrTBap xy.n;~aar 8PXJl8H RBYYJIJK 6~lHO. 

HatlM,nyraap 3YiiJr 

I. X8PSB rSp3SHlM JJ,aryy HIriiJIYYJISr)Jpx 6apaaHhI YHS, X8M1K88 , 

H9XU9JI Hb JJ,OTOOJJ,HH IDKWI TSp.1IID1:H c5apaa YMJJ.I(B8p.1I8rlIJU( 6YJJY 8CB8JI 

spc~sx 6apaaHH XYBbJJ, .xoXHpÖ.rr YlIpYYJICaH q,DY ~YYJIaxaap 6o.rr 

XSJISJIU8H TOXHporlI Ta.rryyJJ, xeep TaJIHH 3SBJI9JJ.I(SSH XßMH8. 
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38 der Beilagen 9 

2. 3SBJIS.JI,IJ;SSHlIM RBUa,n: XS.JillJIUSH TOXI1pOr-q Ta.rryy.n .nssp I I I 
,II,yp.ncaH HSXUSJI 6Yp,II,C3H r3JK Y3BSJI HmfJIYYJIDJITill1:r xmraapJIax 6yroy 

ssp apra X3M1K8S aBl1 xoxMpJIOOC yph.n1lliJlaH csprilli.J18X OyJfJY xOXHpJIbII' 

apRJrraHa. 

3. X8PSB X8JI8JIU8H TOXllporlI TaJIYY.A TOXKpl1 l1a.naxrYM 60JI 

SSBJISJI,II,SSH XH1: xillir caHaa 'I.J13I' 11 XSJIDJI11,8H TOXIIpOrl1 TaJI xoxnp.mrr 

aplIJIraX OJKJf TYYHS8C YPh,II,'llUBH CSprBHJISx8.n; 3aH.JIIIIT'YÜ waap,II,.nara­

Tali .xyrauaa, XSIIIOK3SH,U 6apaa HIMJIYYJI8JITlMr XR3raap.nax apra X9M­

Jii.88 aBax 8PXTSiL Itlli:M TOX110)I,iJ;0JI,n; XSmJI11,8H Toxupor-q Hsrss TaJ1 

XSIDJIl1,SH ToxMpor-q 3XHlll1 TaJIhIH SNIHS XYJI33C8H yyprSSC33 a,n:IDI 

X3MJK33HWI xy .naJI,II,aaH,U TaT ra JI38 x 8pXT3ll. 

4. Xyrauaa aMcaHaap YJI3ME XSME33HI1:H xOXHpOJI Y1U1plI 60JI30IIl­

rm TOXHOJI,II,OM YPD.n;lßU1a H 3 SBJISJI.n;SSH xIlliJIrYÜrS3p TYp 3YYPhlH apra 

X3M1K3S aBlI OOJIHO. 3HS TOXHO.JI,nOJI.n; yr apra X3MJK8Sr aBcaH X3.JI8JIUSH 

TOXHporl! TaJI 8H8 Tyxai1 X8IDJIl1,SH Toxnpor't! Hsrss 'I'a.rr.n 6ntIr8Sp HSH 

.n;apyM NG,IJPr.n;3 x 6srss.n; .n;apaa Hh 3SBJI9JI.n;SSHmIr flapaJITffii SXJIYYJIH8. 

5. 3HSXYY sm.JI,l1; TYcrar.n;caH apra X8MJii.38r COHrOx,n;OO SHSXYY 

X8IDJIU3Splllir X3pSriKYYJISx8.n xaMrm1H 6ara cepsr RSJISS Y3YYJI8X 

apra X3MiKssr XSmJI11,8H ToxHpOrlI Ta;ryy.n; 1IYxa.i'1't!~IJIJlt Y3H3. 

Ec.n;yrS8p 3y}Lrr 

XSJ13JIUSH TOXl'lpOr-q Ta.rryy.n xoep TaJHlli S.n;lMH 3a crill-iH ra .n;aa.n; 

xapR1IUaaH,I( J!'~rnr, JJY H,D; Yi1.Ju(:sapillfr lI,IJ;SBXHTaH 0poJ"JJ.JYYJIaX Hh rnaap.n;­

JIaraTIDI 6srss.n; aUII{[,Ta~i 1'3 R Y3H8. 

ApaB ,nyraap 3yitn 

I. X8JI8JIU;8H TOX!1pOrl1 TaJIYY.n; MBpraaHTaH acyy.n;JIhlI' xoep T8JIIffi 

mpIDIUaH oi1.rrrOJIUCOHH YH.n;CSH .n;88p Hai-ipcar 3aMaap IIII1ti.n;B8pJI8XUHr 

8PX3MJISH8. 

2. Xoep YJIca.n; Msp.n;sr.n;sJK 6yii XYYJIb TorTooMmH XYpS8H.n; 

60JIOH XSJI8JIU;SH TOXRpor-q TaJIYY.n;HH 6aMrYYJIJIaryy.n;HH XOOPO~H 

r8pS8H.n; saaCHH ~ryy XSJIS.rru;8H TOXHpor-q Ta.rryy.n; 

al xy.n;a.JI,IJ;aa, xaMTHH a~raaHH XSJIl1,SJI, TYYH~SH 

38 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 15

www.parlament.gv.at



10 38 der Beilagen 

XaMTapCaH ntJJ,IU3SP ClaürYYJIax 6MOH rnyy.n; XSPHll'S 0PYYJIaX Tyxati 

XBJII.J;SJITS11: xOJIClor.n;oJIToH XSIDJIIJ.SH TOX.I1pOr-q Ta.nyy.IU:lH 6a!J.rYYJIJIaryy­

.n;HR XOOP0H,DPlH MapraaHHI' ap6MTparuillH ra3paap IlHill.n;Bsp.rryymx, 

6/ HsrÄcsH YH.n;SCRW1 DafIrYYJIJIarHH OJIOH YJICHH xy.n;an.n;aaHH 

SpXlfriH ROMI1CC /lOHCltlTPAJI /- mfH c50JIOBCPYYJICaH ap6HTp3JfJiliH )KypMHT 

XBpsrmx, TYYH"tf.I1!3H raÄaa.n; YJIChlH ap6:uTpaID1t1H IIIilli.n;ropmr XYJISSH 

3SBlliSSPSX, ClueJIYYJIsx Tyxai1 KOnBeHIJ..H / HbIO-AoPK, 1958 OH./-.n; 

0pOJIUOrl! aJIb Hsr OpHhl apc5MTp:lJKWfH ra 3paap nilft1.n;BspJIYYJIJK c5aMHa. 

APBaH HsrÄyrS8p 3YÜJI 

3HSXYY Xs.JlSJIIJ.SSP Hb XY'tllrnrYM 6oJIox, 8CB8JI TYYR,IJ; SSP1fJ1SJIT 

0PCOHhl .I1ßpaa SH3 X3JIMI(33pI1iiR 3aaJITYY.n; Hb 8H3XYY X8JI3JIIJ.SSpIDIr 

XY'tffiII Tsrs.n.n;sp 6afIxa.n; YYCC3H c5srssÄ TYYHIllir xymmrrii OOJIOX 

OOJIOH TYY.H,I:l SSp-qrrSJIT opoxo,n; xarac Rb SCB8J1 ClyxsJI,I(sS O~IeJIaaryi1: 

xoep OpHhl 6aHryy~arYYÄhlH XOOPO~R rspssrssp XYJISSCSH yyprMMH 

XYBbÄ XBBSSP MepÄerÄSHe. 

I. 3 HSXYY XSJI3JII(38imMH .n;aryy XaMTa pca H KOMHCCJitir OarlI'yym X 

oers s.!( XaJJ3JIIJ.SH Toxnpor-q TaJIYY,Il;bIH TOXHpOJTJJ;COHbl l1P ryy aP.U1l:IH 

YYJI3aJITHIr ABCTPI1 60JIOH ii:OHrOJI y.i'ICa.n; 8SJDKJI3H 30XliIOH ClafII'yy.nE 

oarrHa. 

2.3HSXYY XaMTapcaH IWl.mCmMH 30pu.JIro,n TYxaHJI6aJI .n;apaax 

3 rtiJI 0pHO. YYH,!I;: 

xoep TaJII:.lH SJI;lll1:H 3a CrI-tiiH ra.n;aa,n i:a p.H.imaaHfl xerJionnir .n;yrHSX, 

s.n;I~iH 3a Crl-lliH xaMThlH 81lnLiImraaHhl XBTfß;IH llIHH3 TSJ'IBl1i1:r OOJWBC­

PYYJIax, 

xoop YJICHH ociirYYJIJIaryy,Il;bIH XOOP0H,I:lPH s,n;!lliH 38 cr, YÜJI,UBSP­

JISJI, TeXHHR, IllUHJK.JISX yxaaa-TeXHlllilfriH XaMThlH aRHJIJIaraar 

caY~YYJIax CaHaJI OOJIOBcpYYJIaX, 

SHSXYY XSJISJII(S3PHHr xapsrJISx TaJIaap 3SBJIarrree 6SJITrSX, 
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38 der Beilagen 11 

ApBaH ry:p8B,nyraap 3yiLl! 

I. X8J.1!3JIU3H TOXlipor~ aJrb H8r TaJI, 3CB3JI X3JI3JIIJ,3H Tox.vrpor'I 

TaJIYY.n; EBPOIIHH 3.n;ID1R 3acrilliH Eyc / E331 /, 3CB3JI EBpomm XaMTHH 

ibltir3M .. i'lBr / EXH /, 3CB3JI T3,IU'33PID1:H 3pxWir 3a.ill'aiVDlJIar'I OffiIrYYJI­

Jiaryy.n;a:rr. rUillYYH33p 3JICC3H TOXB:OJI,1~OJI,U X3JI3JlIJ,3H TOXUpOr'I Ta.JIYY,TI; 

3H3XYY X3JI3JIIJ,33prulli aR3 3.riirr.n; .IlYp.n;caH uaürYJ'Jl.Jlaryy.n;bIR r.vllllYYHlM 

3PX 3Yl1.H Ötill:.n;aJITa1 YJI mtiIJ,3X 3aaJITYY,lU1r f.fBP.n.e xryQ 60JIRO. 

2. .ll33PX TOXHO.JI,iJ;OJI.n; X3JI3JIU8H Toxuporli TaJr'f'iJ1. 3R3XYY X3JI3JIIJ,33~ 

pmIH Y~X 3yHJI 3aaJITbIr u;aaIIU1,IJ; xaPX3H N18p.n;ex TaJlaap xaMTp:lH TOXß­

POJIIJ,OHO. 

ApBaH .n;e pSBJ1.yr33p 3YiiJ1 

I. 3H3XYY X3JIMU33pIDir xoep X..rurIDtH X-jraIJ,aaTffiI offiirYYJIcaH 

6eree.n; X3JI3JIIJ,3H TOXHpOr'I Ta.rryy.n;HH a.1Lb H3r Hb X3IDJIIJ,3H TOXnpOr'I 

Heree TaJl,I(aa X3JIDJIU33plllin .xyraIJ,aa .n;yycaxaac 3 capblH elVlHe X3.il3JI­

U33pvJir uyrr.nax Tyxai-i .n;IDIJIOMaT rnyrMaap OI11fi'38P t.il3,U3r.n;33ryÜ TOJ(IiOJI­

,UOJI,I( T3p33p R3r :ruJJI33P a.fIH,I(aa cynrar;:rpHa. 

2. 3H3XYY X3J1BJIIJ,38P Rb TYY1Unil' XY'I.HH TSreJmep (50JIOX Ta .. JIaap 

XOOp YJICHH XYYJIb TOrTOOMJF:J~l{ 3aaCaH .TI.OTOO.n;HH r.\yP~·lHH }Jßryy illm':'1,1W3p­

Ji3C3H TY XaH HOOT Olrt!I1I' COJIIJJIIJ,OH OHe 611e.n;83 !!B,Ii;3 r.n;C3R33C xdirn 

rypaB.n;ax capl::lli 3XRI1I1: sro p XY'IID! Tere.T.i,lJ;e p OOJIHO. 

3. 3H8XYY X3IDJIU33P XYllilH Ter8Jr.n;ep OOJICOH e.n;peec 3.xJ13H 

ABCTPIDIH XOJIOOOHH YJICbIH 3acrID1R ra 3ap, byr,n: Hailpaf!J,1.I;ax MonroJi Ap.n; 

YJICblH 3acrntrn ra3pblH XOOPOH,r; 1963 OHbI 7 .r;yraap caphlH 15-H.n; oali­

rYYJlCaH XY.n;ar.l,!(aa oa TSJI6splIiiH X8.1I3Jm33P XYlI.i1.HI'Y}1 OOJIHO. 

X3JBJIU33pnHr (9fK, OHJ:l I'~AYraap capblH "I'.r" - HH e.n;sp 

:!~t:L- XOrfHOO repM8H, MORrOJI J<:3 • .'I ,IJ;33P xoep 3X xyBb YH.n,nc3H 

6eree,IJ; 8X XYBYIY.n; Hb a.n;RJI XY"t{}IHTSl1 6aüHa. 

ABCTPI{ Y JICHI' 
T8JI88Ji8H 

MOHrOJI Y JICIE 
T8JI88J19H 
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12 38 der Beilagen 

VORBLATT 

Problem: 

In Hinblick darauf, daß das im Jahr 1963 mit der damaligen Mongolischen Volksrepublik abge­
schlosseneAbkommen über den Warenaustausch und den Zahlungsverkehr nunmehr unadministrier­
bar und obsolet geworden ist, ergab sich die Notwendigkeit der vertraglichen Neuregelung der außen­
wirtschaftlichen Beziehungen zu diesem Staat. 

Die Mongolei ist noch nicht Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Handelsa,bkommens 
(GATI). 

Ziel: 

Mit dem Abkommen über die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen soll einerseits der bilate­
rale Warenverkehr, und andererseits auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch­
wissenschaftliche Zusammenarbeit mit der Mongolei geregelt und ausgeweitet werden. 

Durch das Abkommen räumen die Republik Österreich und die Mongolei einander die Meistbe­
günstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben im Umgang von Art. I und V Allgemeines 
Zoll- und Handelsabkommen (GATI) ein. 

Alternative: 

Nichtabschluß des Abkommens und Kündigung des seinerzeit mit der Regierung der Mongoli­
schen Volksrepublik abgeschlossenen Abkommens über den Warenaustausch und Zahlungsverkehr 
vom 15. Juli 1963, welches stark von zentralverwaltungswirtschaftlichen Begriffen geprägt ist und 
inzwischen obsolet geworden ist und somit ein vertragsfreier Zustand im wirtschaftlichen Bereich. 

Kosten: 

Das Abkommen kann im Rahmen der bestehenden Administration verwaltet werden. Durch die 
im Abkommen vorgesehene Errichtung einer "Gemischten Kommission" werden keine nennenswer­
ten Mehrkosten entstehen. 

EWR bzw. EG-Kompatibilität: 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EG) jene Bestimmungen des Abkommens ihre Bindungswirkung für die Vertragsparteien verlie­
ren, die mit dem neuen Rechtsbestand unvereinbar sind. Es entfällt somit die Notwendigkeit einer for­
mellen Kündigung des Abkommens. Jene Bestimmungen, die mit dem neuen Rechtsbestand vereinbar 
sind, werden in einer gemeinsamen Bestandsaufnahme durch die Vertragsparteien als weitergeltend 
identifiziert werden. 

Die in den Art. 3 und 4 des vorliegenden Abkommens vorgesehene Intensivierung der bilateralen 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, industriellen und technischen Bereich, so vor allem durch die 
Definition chancenreicher Kooperationsbereiche und Projekte, stellt eine notwendige Ergänzung der 
wirtschaftsvertraglichen Beziehungen zwischen den EG und der Mongolei unter bewußter Inanspruch­
nahme des autonomen Regelungsbereiches dar. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Mongolei über die bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen enthält - wegen Einräumung der Meistbegünstigung an ein Nicht-GATT -Mit­
glied - gesetzändernde Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs. 1 B-VG der Genehmi­
gung durch den Nationalrat. Es hat keinen politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung 
im innerstaatlichen Bereich zugänglich, sodaß eine Erlassung von Gesetzen gemäß Art. 50 Abs. 2 
B-VG nicht erforderlich ist. Einer Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz 
bedarf es nicht, da keine Angelegenheiten geregelt werden, die in den selbständigen Wirkungsbe­
reich der Länder fallen. 

Dieses Abkommen soll das seinerzeit mit der Regierung der Mongolischen Volksrepublik abge­
schlossene Abkommen über den Warenaustausch und den Zahlungsverkehr vom 15. Juli 1963, wel­
ches nur den Warenaustausch geregelt hat und nunmehr unadministrierbar und obsolet geworden 
ist, ersetzen und eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterentwicklung der 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen (Präambel) schaffen. 

Obwohl die Mongolei nicht Mitglied des GATT ist, sieht das Abkommen, in Würdigung und zur 
Unterstützung der bisherigen politischen und wirtschaftlichen Reformbestrebungen, die Einräumung 
der "Meistbegünstigung" im Umfang von Artikel I und V GATT vor. 

"Von marktwirtschaftlichen Grundsätzen ausgehend" (Präambel) wird dieses Abkommen nicht 
nur den Warenaustausch, sondern auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wis­
senschaftliche Zusammenarbeit regeln. 

Zu dem im Abkommen wiederholt vorkommenden Begriff "technisch-wissenschaftliche Zusam­
menarbeit" wird festgehalten, daß in der mongolischen Sprache und Rechtsterminologie traditionell 
"technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit" als Synonym für "angewandte Forschung" gebraucht 
wird. In diesem Sinn wurde gegenüber der mongolischen Seite klargestellt, daß in den vorliegenden 
Bestimmungen nur Kompetenzen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angelegenheiten 
berührt sind. 

Besonderer Teil 

Zur Präambel: 

Neben allgemeinen Zielsetzungen, wie dem Wunsche nach Inten~ivierung der bestehenden bei­
derseitigen Wirtschaftsbeziehungen sowie dem Bestreben den Warenaustausch und die wirtschaftli­
che, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit zu fördern und dem 
Bekenntnis zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen, ist auch ein Rechtsvorbehalt zugunsten der "im 
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften" verankert. 

Zu Artikel 1: 

In Fortführung des Bekenntnisses zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen wird generell die Förde­
rung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den "Unternehmen" beider Staaten festgelegt. 

Zu Artikel 2 (gesetzändernd): 

Die Vertragsparteien gewähren einander im Abs. 1 die Meistbegünstigung im Umfang von Art. I 
und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT). 

Im Abs. 2 sind die Ausnahmen vom Grundsatz der Meistbegünstigung festgelegt. 
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14 38 der Beilagen 

Zu Artikel 3: 

Beispielhafte Anführung chancenreicher Kooperationsbereiche, wobei als Maßstab die "höchsten 
Standards der Umwelttechnologien" normiert sind. 

Zu Artikel 4: 

Höchstes Interesse soll der Zusammenarbeit in den angeführten Infrastrukturbereichen gewidmet 
werden, in Hinblick auf die Verwirklichung wirtschaftlich vernünftiger und ökologisch vertretbarer 
Infrastruktursysteme. . 

Zu Artikel 5: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Tourismus im Rahmen der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften sowie der gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Vertragspar­
teien. 

Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie der Ausbau der entsprechenden Infrastruktur. 
soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf die Qualität im Tourismus Bedacht 
nehmen. 

Zu Artikel 6: 

Der Zahlungsverkehr zwischen Österreich und der Mongolei soll in frei konvertierbarer Währung 
erfolgen. 

Zu Artükel 7: 

Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten soll zu marktgerechten Preisen erfolgen 
und ist in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsbräuchen und Finanzprak­
tiken möglich. 

Zu Artikel 8: 

Zur Vermeidung von Störungen am Inlandsmakrt sowie zum Schutz der inländischen Hersteller 
vor schwerwiegenden Schädigungen ist bei auftretenden Schwierigkeiten im bilateralen Handel 
zunächst durch die Aufnahme Von Konsultationen eine gemeinsame Lösung anzustreben. Wird in 
den Konsultationen keine Einigung erzielt, so kann die betroffene Vertragspartei einseitige Maßnah­
men setzen, soweit diese zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich sind, wobei 
die andere Vertragspartei dann ihrerseits die Möglichkeit hat, von ihren Verpflichtungen für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

Abs. 4 bietet die Möglichkeit der Ergreifung vorläufiger Maßnahmen ohne vorherige Konsultatio­
nen in Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde. 

Für die Auswahl der Maßnahmen gilt das Prinzip des jeweils gelindesten Mittels. 

Zu Artikel 9: 

Beiderseitiges Bekenntnis der Notwendigkeit der stärkeren Beteiligung kleiner und mitttierer 
Unternehmen an den bilateralen Wirtschaftsbeziehungen. 

Zu Artikel 10: 

Die Beilegung von Streitfällen zwischen den Unternehmen beider Staaten soll primär durch 
freundschaftliche Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen erfolgen. Die Vertragsparteien werden 
die Streitbeilegung durch Schiedsgerichte und die Anwendung der UNCITRAL-Schiedsregeln för­
dern. 

Zu Artikel 11: 

Abkommensänderungen oder der Ablauf seiner Gültigkeit sollen auf die Abwicklung vorher 
abgeschlossener Unternehmensverträge keinen Einfluß haben. 

Zu Artikel 12: 

Als höchstes bilaterales Wirtschaftsforum wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, welche 
auf Vorschlag einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder in die Mongolei 
einberufen wird. 
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Zu Artikel 13: 

Für den Fall der Teilnahme zumindest einer Vertragspartei am Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) ist vorgesehen, daß die Ver­
tragsparteien durch das vorliegende Abkommen insofern nicht gebunden sind, als die bestehenden 
Verpflichtungen mit dem jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar sind. Mit dieser Bestimmung 
entfällt die Notwendigkeit einer formellen Kündigung des Abkommens. Die Weitergeltung der Bestim­
mungen des Abkommens, die nicht vom EWR- bzw. vom EG-Rechtsbestand erlaßt sind, erfolgt durch 
die gemeinsame deklaratorische Feststellung der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 14: 

Die Geltungsdauer des Abkommens wird mit zwei Jahren festgelegt, mit automatischer Verlänge­
rung um jeweils ein weiteres Jahr. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate jeweils vor Ablauf der Gül­
tigkeit des Abkommens. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens soll gleichzeitig das seinerzeit mit der Regierung der 
Mongolischen Volksrepublik abgeschlossene Abkommen über den Warenaustausch und den Zah­
lungsverkehr vom 15. Juli 1963 seine Wirksamkeit verlieren. 
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